
2. Das Unionsrecht, insbesondere das Recht auf effektiven Rechts­
schutz, steht einer nationalen Regelung wie der im Ausgangsver­
fahren fraglichen entgegen, die dahin ausgelegt wird, dass die 
Mitglieder einer in einem Verfahren zur Vergabe eines öffentlichen 
Auftrags als Bieterin aufgetretenen Gelegenheitsgesellschaft nicht 
die Möglichkeit haben, individuell Ersatz des Schadens zu verlan­
gen, den sie aufgrund einer Entscheidung individuell erlitten zu 
haben behaupten, die von einer anderen Behörde als dem öffent­
lichen Auftraggeber, welche nach den geltenden nationalen Rechts­
vorschriften an diesem Verfahren beteiligt gewesen ist, getroffen 
worden ist und den Ablauf des Verfahrens beeinflussen konnte. 

( 1 ) ABl. C 142 vom 7.6.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 
14. Januar 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundesgerichtshofs — Deutschland) — Zentrale zur 
Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e. V./Plus 

Warenhandelsgesellschaft mbH 

(Rechtssache C-304/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 2005/29/EG — Unlautere Geschäftspraktiken — 
Nationale Regelung, mit der Geschäftspraktiken, die die Teil­
nahme von Verbrauchern an einem Gewinnspiel vom Erwerb 
einer Ware oder der Inanspruchnahme einer Dienstleistung 

abhängig machen, grundsätzlich verboten werden) 

(2010/C 179/03) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e. V. 

Beklagte: Plus Warenhandelsgesellschaft mbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung von Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2005/29/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über 
unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Ge­
schäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern und 
zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richt­
linien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 149, S. 22) — Geschäftspraktik, bei der der Verkauf von 

Waren mit einem Gewinnspiel verbunden wird, das es dem 
Kunden ermöglicht, an nationalen Lottoziehungen teilzuneh­
men, wenn er eine bestimmte Anzahl von beim Warenkauf 
erworbenen Bonuspunkten gesammelt hat — Nationale Rege­
lung, wonach eine Geschäftspraktik, bei der die Teilnahme von 
Verbrauchern an einem Preisausschreiben oder Gewinnspiel 
vom Erwerb einer Ware oder von der Inanspruchnahme einer 
Dienstleistung abhängig gemacht wird, grundsätzlich unzulässig 
ist, ohne dass es darauf ankommt, ob die Werbemaßnahme im 
Einzelfall Verbraucherinteressen beeinträchtigt 

Tenor 

Die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken von 
Unternehmen gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Än­
derung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 
97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates (Richtlinie über unlautere Ge­
schäftspraktiken) ist dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Re­
gelung wie der im Ausgangsverfahren fraglichen entgegensteht, nach 
der Geschäftspraktiken, bei denen die Teilnahme von Verbrauchern an 
einem Preisausschreiben oder Gewinnspiel vom Erwerb einer Ware oder 
von der Inanspruchnahme einer Dienstleistung abhängig gemacht wird, 
ohne Berücksichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls grund­
sätzlich unzulässig sind. 

( 1 ) ABl. C 247 vom 27.9.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 20. Mai 2010 
— Europäische Kommission/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-308/08) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
92/43/EWG — Erhaltung der natürlichen Lebensräume — 
Wildlebende Tiere und Pflanzen — Schutzregelung vor Auf­
nahme eines Lebensraums in die Liste der Gebiete von ge­
meinschaftlicher Bedeutung — Art. 12 Abs. 4 — Vorhaben 

in Bezug auf den Ausbau eines Feldwegs) 

(2010/C 179/04) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: S. 
Pardo Quintillán und D. Recchia) 

Beklagte: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter: N. Díaz 
Abad)
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Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhal­
tung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen (ABl. L 206, S. 7), wie sie der Gerichtshof mit 
seinen Urteilen vom 13. Januar 2005 in der Rechtssache 
C-117/03 und vom 14. September 2006 in der Rechtssache 
C-244/05 ausgelegt hat, und gegen die sich aus Art. 12 Abs. 
4 dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen — Vorhaben 
zum Ausbau des Feldwegs von Villamanrique de la Condesa 
(Sevilla) nach El Rocío (Huelva) 

Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Europäische Kommission trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 223 vom 30.8.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 
12. Januar 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Sozialgerichts Dortmund — Deutschland) — Domnica 
Petersen/Berufungsausschuss für Zahnärzte für den Bezirk 

Westfalen-Lippe 

(Rechtssache C-341/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 2000/78/EG — Art. 2 Abs. 5 und Art. 6 Abs. 1 
— Verbot der Diskriminierung wegen des Alters — Nationale 
Bestimmung, die das Höchstalter für die Ausübung des Berufs 
eines Vertragszahnarztes auf 68 Jahre festlegt — Verfolgtes 
Ziel — Begriff „für den Gesundheitsschutz erforderliche Maß­
nahme“ — Kohärenz — Geeignetheit und Angemessenheit 

der Maßnahme) 

(2010/C 179/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Sozialgericht Dortmund 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Domnica Petersen 

Beklagter: Berufungsausschuss für Zahnärzte für den Bezirk 
Westfalen-Lippe 

Beteiligte: AOK Westfalen-Lippe, BKK-Landesverband Nordrhein- 
Westfalen, Vereinigte IKK, Deutsche Rentenversicherung Knapp­
schaft-Bahn-See — Dezernat 0.63 —, Landwirtschaftliche Kran­

kenkasse NRW, Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V., 
AEV — Arbeiter-Ersatzkassen-Verband e.V., Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Westfalen-Lippe 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Sozialgericht Dortmund — 
Auslegung von Art. 6 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates 
vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen 
Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Be­
schäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16) — Verbot der Dis­
kriminierung aufgrund des Alters — Begriffe „legitimes Ziel“ 
sowie „angemessene und erforderliche Mittel“ zur Erreichung 
dieses Zieles — Nationale Vorschrift, die im Hinblick auf den 
Gesundheitsschutz der Patienten eine Höchstaltersgrenze für die 
Tätigkeit als Vertragszahnarzt festlegt 

Tenor 

1. Art. 2 Abs. 5 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. 
November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 
Beruf ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Maßnahme 
wie der im Ausgangsverfahren fraglichen, mit der für die Aus­
übung des Berufs eines Vertragszahnarztes eine Höchstaltersgrenze, 
im vorliegenden Fall 68 Jahre, festgelegt wird, entgegensteht, wenn 
diese Maßnahme nur das Ziel hat, die Gesundheit der Patienten 
vor dem Nachlassen der Leistungsfähigkeit von Vertragszahnärz­
ten, die dieses Alter überschritten haben, zu schützen, da diese 
Altersgrenze nicht für Zahnärzte außerhalb des Vertragszahnarzt­
systems gilt. 

Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78 ist dahin auszulegen, dass 
er einer solchen Maßnahme nicht entgegensteht, wenn diese die 
Verteilung der Berufschancen zwischen den Generationen innerhalb 
der Berufsgruppe der Vertragszahnärzte zum Ziel hat und wenn 
sie unter Berücksichtigung der Situation auf dem betreffenden 
Arbeitsmarkt zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erfor­
derlich ist. 

Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, festzustellen, welches Ziel 
mit der Maßnahme zur Festlegung dieser Altersgrenze verfolgt 
wird, indem es den Grund für ihre Aufrechterhaltung ermittelt. 

2. Wenn eine Regelung wie die im Ausgangsverfahren streitige unter 
Berücksichtigung des mit ihr verfolgten Ziels gegen die Richtlinie 
2000/78 verstößt, muss das nationale Gericht, bei dem ein 
Rechtsstreit zwischen einem Einzelnen und einem Verwaltungs­
organ wie dem Berufungsausschuss für Zahnärzte für den Bezirk 
Westfalen-Lippe anhängig ist, diese Regelung selbst dann unan­
gewendet lassen, wenn sie vor dem Inkrafttreten der Richtlinie 
erlassen wurde und das nationale Recht die Nichtanwendung einer 
solchen Regelung nicht vorsieht. 

( 1 ) ABl. C 260 vom 11.10.2008.
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